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Gemessen an der Menge und Intensität des publizistischen Echos hat kein Thema
die deutsche europapolitische Debatte im zurückliegenden Jahr so intensiv beschäf-
tigt wie die Wirtschafts- und Währungsunion (WWU). Die eigentliche Ursache des
Interesses ist jedoch im doppelten innenpolitischen Bezug des Themas zu suchen:
Die D-Mark wirkt in Deutschland auch heute nachhaltig identitätsstiftend und die
Erinnerungen an den Vermögensschwund der letzten Währungsreform machen
Währungspolitik zur Vertrauensfrage der Innenpolitik. Wohl keine noch so raffi-
nierte Werbekampagne brächte eine Zustimmung zur WWU über Zahlen und Fak-
tendarstellung zustande. Die andere Seite der innenpolitischen Kopplung liegt in
der Verknüpfung der ohnehin erforderlichen Haushaltskonsolidierung mit den Bei-
trittskriterien im Vertrag von Maastricht. Vor diesem Hintergrund ließ die Politik
kaum einen Aspekt der Thematik aus: von den Debatten über die „blauen Briefe"
der Europäischen Kommission, über den Stabilitätspakt Waigels bis zu Verschie-
bungsszenarien und der Instrumentalisierung des Themas im Landtagswahlkampf
von Baden-Württemberg. Die Zahlen und Szenarien bildeten zugleich den Ansatz-
punkt für eine Weiterführung der Kerneuropadebatte, die politisch mit dem
Schäuble-Lamers-Papier vom September 1994 begonnen hatte. Auch das andere
große Thema des zurückliegenden Jahres, die Reform der Europäischen Union,
bezog Aufmerksamkeit aus der WWU-Perspektive. Zwar steht in der Regierungs-
konferenz die Vorbereitung auf die Erweiterung der EU im Hintergrund der Über-
legungen, doch bot die Neuauflage der „Krönungsthese", derzufolge die Währungs-
union Schlußstein einer erfolgreichen wirtschaftlichen und politischen Unionsbil-
dung sei, einen für viele willkommenen Ansatzpunkt. Andere Entwicklungen blie-
ben hinter beiden Themen Randerscheinungen, eigenes Gewicht entfalteten Fragen
im Bereich der Außen- und Sicherheitspolitik, die eher mittelbar mit der Europa-
politik zu tun hatten, wie die französischen Nukleartests und das Angebot Chiracs,
französische Atomwaffen zum europäischen Atomschirm umzuwidmen, der ein-
seitige Entschluß Frankreichs für eine Wehrreform und die Abschaffung der Wehr-
pflicht oder der Anfangserfolg der NATO-Mission in Bosnien.

Verschiebung der Währungsunion?

Bezugspunkt der vor allem in Deutschland geführten Debatte um Chancen und
Risiken der Währungsunion war 1995/96 die kaum verbesserte Aussicht auf eine
Erfüllung der Beitrittskriterien: Neben Luxemburg und Irland erreichte 1995 nur
Dänemark den Status eines Landes ohne übermäßiges Haushaltsdefizit - und dies
gegen das deutsche Votum, denn aus Sicht der Bundesregierung ist der Rückgang
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der Gesamtverschuldung von 76% auf knapp 72% des Bruttoinlandsprodukts (BIP)
noch kein Ausdruck für eine strikte Einhaltung der Kriterien. Deutschland erhielt
wegen der auf 3,5% des BIP angestiegenen Neuverschuldung im Jahr 1995 erneut
einen „blauen Brief". Für 1996 rechnet die Europäische Kommission mit einem
weiteren Anstieg auf 3,9%; die Finanzplanung der Bundesregierung selbst geht
von einer Rückführung der Neu Verschuldung auf unter 3% erst für 1997 aus1. Der
starke Anstieg, der mit der Übernahme von Schulden der Treuhand, Altschulden
der ostdeutschen Wohnungswirtschaft und des Kapitals der Deutschen Kreditbank
zusammenhängt, trieb zugleich die Gesamtschulden von 50,4% auf 58,1% des BIP
im Jahr 1995 hoch2.

Zweiter Aufhänger der anhaltenden Debatte ist der seit 1991 meßbar wachsende
„Widerstand gegen den Gedanken eines einheitlichen europäischen Geldes und
eines Abschieds von der D-Mark"3. Mehrheitlich sind die Deutschen gegen eine
Währungsunion - höhere Werte in der Ablehnung verzeichneten Ende 1995 nur
Großbritannien, Schweden und Dänemark - und befürchten vor allem Geldwert-
verluste; mehrheitlich glauben sie allerdings auch, daß die WWU in fünf bis zehn
Jahren realisiert sein wird. Von besonderer Brisanz für den innenpolitischen Streit
dürfte sein, daß die CDU/CSU zwar als stärkste Befürworterin einer Währungs-
union angesehen wird - was ihr angesichts der Stimmungslage zum Thema in der
Bevölkerung schaden könnte - , gleichzeitig aber keiner anderen Partei eine sichere
Einführung der WWU und währungspolitische Kompetenz in vergleichbarer Weise
zugetraut wird: 46% der Deutschen nennen die CDU/CSU, nur 8% die SPD und
2% die FDP4.

Vor diesem Hintergrund überraschte die im Herbst 1995 in der SPD aufgekom-
mene Debatte über Sinn und Zeitplan der Währungsunion. Führende Politiker wie
der zu dieser Zeit noch amtierende Parteivorsitzende Rudolf Scharping und der
niedersächsische Ministerpräsident Gerhard Schröder betonten den unbedingten
Vorrang der Geldwertstabilität in Deutschland vor einer europäischen Währungs-
union. Damit waren Ankündigungen auf eine „gewaltige Kontroverse um die
WWU" für die Bundestagswahl 1998 verbunden, die Währungsunion erschien den
Protagonisten nun als das lang ersehnte „nationale Thema"5. Diese Position, deren
Rücksichtnahme auf die Stimmungslage in der Bevölkerung auch in manchen
Äußerungen innerhalb von CDU und CSU geteilt wurde6, traf in der SPD auf direk-
ten Widerspruch: Beschlußlage der Partei sei die Zustimmung zur Währungsunion
unter der Voraussetzung der Erfüllung der Kriterien und das taktische Kalkül opfere
Grundpositionen der Sozialdemokratie populistischen Erwägungen7. Schon mit
dem Mannheimer Parteitag der SPD im November 1995 war das Thema wieder
dort, wo auch andere Debatten geendet hatten - bei der wiederholten Bekräftigung
der Bedeutung einer strengen Auslegung der Konvergenzkriterien. Die Debatte
selbst war damit nicht zu beenden; die Argumente tauchten im Landtagswahlkampf
der SPD in Baden-Württemberg im Frühjahr 1996 erneut und ohne der erwünsch-
ten Erfolg auf, kurze Zeit später übernahm der eher nationale Flügel in der FDP
um Alexander von Stahl das Thema mit der Forderung nach einer Mitgliederbefra-
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gung zur Währungsunion. Widerhall fand die Debatte in den Stellungnahmen aus
der Wirtschaft, am deutlichsten in den Forderungen nach Einhaltung von Zeitplan
und Kriterien aus dem Bereich der Banken, der VersicherungsWirtschaft und der
großen Industrieverbände. In seiner vielbeachteten Rede vor dem Europäischen
Parlament hatte Bundespräsident Roman Herzog vor einem Scheitern gewarnt und
gravierende Konsequenzen skizziert. Gelinge keine gemeinsame Währungspolitik,
so „drohen Abwertungswettläufe, Handelskriege, Protektionismus, Renationalisie-
rung der Wirtschaftspolitik, Deflation, vielleicht sogar Depression"8. Ein solcher
„Rückfall in die dreißiger Jahre" würde, so die Argumentationskette des Bundes-
präsidenten und vieler Befürworter, auch auf das übrige Gefüge der Integration
zurückschlagen und die EU schwächen - eine Kausalität, die in der WWU-Debatte
1994/95 noch anders gesehen wurde. Die „Krönungsthese" der Bundesbank und
der Finanzwissenschaft, derzufolge die Währungsunion die Krönung der vollende-
ten politischen Unionsbildung sein müsse, ist außerhalb dieser Kreise seither selte-
ner zu hören9. Die Strategie der Koalitionspartner richtete sich darauf, die Stabi-
litätszweifel durch eine Zusatzinitiative, den Stabilitätspakt, zu kontern, die erst
mit dem Eintritt in die WWU zum Tragen käme.

Das deutsche Konzept für einen Stabilitätspakt

Gegen Ende der spanischen Präsidentschaft ließ der damalige spanische Minister-
präsident Felipe Gonzales Verständnis für das Anliegen des deutschen Finanzmini-
sters Theo Waigel und des Bundesbankpräsidenten Hans Tietmeyer erkennen; er
würde an deren Stelle genauso handeln10. Damit waren weniger die Aussagen Wai-
gels zur geringen Wahrscheinlichkeit der Teilnahme südeuropäischer Mitgliedstaa-
ten an der Währungsunion gemeint als vielmehr das vom Bundesfinanzministe-
rium in die Diskussion gebrachte Konzept eines Stabilitätspakts. Grundlage des
Konzepts war die in der deutschen Debatte zirkulierende Beobachtung, daß der
Maastrichter Vertrag zwar Eintrittskriterien festgelegt habe, doch über die Erhal-
tung der Stabilität wenig sage und das Wenige, etwa das Sanktionsinstrumenta-
rium, zu schwach und zu spät greifen werde. Daß dies nicht bereits in der Aus-
handlung des Vertrags berücksichtigt wurde, lag zum einen an der Konzentration
der Verhandlungsstrategie auf die Eintrittsbedingungen und erscheint zum anderen
verständlich vor dem Hintergrund der deutschen Philosophie der Geldwertstabi-
lität, derzufolge die Währungsintegration Ergebnis und nicht Teil des Konvergenz-
prozesses sei und Staaten einmal erlangte Stabilität kaum freiwillig wieder aufs
Spiel setzen würden. Der Stabilitätspakt sollte in diesem Sinne die deutsche Sorge
ausräumen, einige Mitgliedstaaten könnten mit größten Anstrengungen die hinrei-
chende Erfüllung der Beitrittskriterien erreichen, beitreten, um anschließend die
strikte Disziplin wieder fahren zu lassen. Der Vorschlag Waigels vom September
1995 bezog sich zunächst nur auf die teilnehmenden Staaten und sah vor, nach
Eintritt in die WWU das Defizit auch bei schlechter Wirtschaftslage unter 3% des
Bruttoinlandsprodukts (BIP) zu halten, in „wirtschaftlicher Normallage"" sollte
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das Defizit bei 1 % des BIP liegen. Zur Härtung der Sanktionsregeln sah der Vor-
schlag vor, daß jedes Mitglied der WWU bei Überschreitung der dreiprozentigen
Defizitschwelle automatisch eine unverzinsliche Einlage in Höhe von 0,25% des
nominalen BIP pro angefangenem Prozent jenseits der 3%-Grenze hinterlegen
muß. Wird diese Schwelle nicht innerhalb von zwei Jahren wieder erreicht und
unterschritten, so fällt die Einlage als Geldbuße an den EU-Haushalt. Für eine Neu-
verschuldung von über 1% des BIP sollte eine qualifizierte Mehrheit der WWU-
Teilnehmer erforderlich sein. Die Einhaltung sollte durch enges Zusammenspiel
zwischen der EU-Kommission und einem aus den Mitgliedstaaten der WWU gebil-
deten Stabilitätsrat erfolgen.

Die Regierungskonferenz zur Reform der Europäischen Union

Trotz der in der Debatte um die Währungsunion erkennbar gewordenen Politisie-
rung der europäischen Integration unter den politischen Kräften der Bundesrepu-
blik Deutschland, herrscht in den Grundlinien und Präferenzen der institutionellen
Reform und der Weiterentwicklung der beiden eher intergouvernementalen Säulen
des Maastrichter Vertrages weitgehende Übereinstimmung. Positionsdifferenzen
zwischen Regierung und Opposition sowie zwischen Bundespolitik und Bundes-
ländern betreffen eher Akzentsetzungen und Interpretationen. Die Koalition aus
CDU/CSU und FDP hatte bereits in ihrer Koalitionsvereinbarung Eckpunkte des
deutschen Reforminteresses definiert, die für eine Fortschreibung des bisherigen
Prozesses und Stärkung seiner supranationalen Bestandteile plädierten. Mit der
seit dem sogenannten Schäuble-Lamers-Papier vom September 1994 politisch
geführten Debatte um verschiedene Geschwindigkeiten, abgestufte Mitwirkung
oder die Bildung eines Integrationskerns besetzten Akteure aus der Koalition dane-
ben die aktuelle Integrationsdebatte12.

Die Grundposition der Bundesregierung zum Auftakt der Regierungskonferenz
weist eine hohe Kontinuität in den Schwerpunkten und Reformansätzen auf13: Im
Unterschied zur zweiten und dritten Säule des Vertrages von Maastricht schließt
die deutsche Position eine Neuverhandlung von Vertragsbestandteilen zur Wirt-
schafts- und Währungsunion eindeutig aus. Anders als in den Verhandlungen zum
Vertrag ist aus den Festlegungen der Akteure keine explizite Erneuerung des Junk-
tims zwischen politischer Union und WWU abzuleiten. Gegenwärtig steht viel-
mehr die materielle und institutionelle Stärkung der Integration (die Standardfor-
mel lautet: ein Europa, das politisch und sicherheitspolitisch handlungsfähig ist)
im Blick auf die Erweiterung der EU nach Osten im Vordergrund. Weitere Kompe-
tenzzuweisungen an die Union werden zurückhaltend beurteilt: So lehnt die Bun-
desregierung die von einigen Mitgliedstaaten (und gelegentlich von der Opposition
in Deutschland) gewünschte Einführung eines Beschäftigungskapitels in den Ver-
trag ab und möchte auch die Fragen der Agrarreform, der künftigen Strukturpolitik
und der Finanzverfassung der Union aus den Beratungen der Regierungskonferenz
ausklammern.
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In bezug auf die Verbesserung von Legitimation, Transparenz und Bürgernähe
tritt die deutsche Europapolitik für eine Konkretisierung des Subsidiaritätsprinzips
ein. Im Unterschied zur Haltung der deutschen Länder, die eine eindeutigere
Abgrenzung der Zuständigkeiten fordern14, zieht die Bundesregierung ein Proto-
koll zum Vertrag, mithin ein geringeres Maß an Verbindlichkeit vor. Das Europäi-
sche Parlament soll aus deutscher Sicht mit der Revision des Vertrages weiter
gestärkt werden - vor allem durch die Verringerung der über 20 verschiedenen
Entscheidungsmodi auf im wesentlichen drei Verfahren: die Zustimmung, die Mit-
entscheidung und die Anhörung. Für den Rat sucht die deutsche Europapolitik qua-
lifizierte Mehrheitsentscheidungen im Bereich der Rechtsetzung zum Regelfall zu
machen. Zur Akzeptanzsicherung des Mehrheitsprinzips zieht die deutsche Posi-
tion die Einführung einer doppelten Mehrheit der Reform der Stimmgewichtung
vor, um eine Konfrontation kleiner und großer Mitgliedstaaten auf der Konferenz
zu vermeiden. Die ursprünglich in der Bundesregierung vertretene Auffassung, als
zusätzliches Quorum zu verlangen, daß die Staatengruppe mit einer qualifizierten
Mehrheit der Stimmen zugleich die einfache Mehrheit der EU-Bevölkerung reprä-
sentieren müsse, wird inzwischen nicht mehr aufrecht erhalten. Modellrechnungen
zeigen, daß auch in einer stark erweiterten EU nahezu jede Mehrheitskonstellation
zugleich mehr als die Hälfte der EU-Bevölkerung repräsentiert15. In der Frage der
zukünftigen Größe der Europäischen Kommission liegt die Präferenz der Bundes-
regierung bei einer Begrenzung auf 20 Kommissare, was praktisch für die kom-
menden acht bis zehn Jahre mit der Aufgabe des Rechts der großen Staaten, zwei
Kommissare zu entsenden, erreichbar wäre.

Die Visapolitik, das Asyl- und das Einwanderungsrecht zählen zugleich zu den
Bereichen aus der dritten Säule des Vertrags von Maastricht, der Zusammenarbeit
in der Justiz- und Innenpolitik, welche die deutsche Verhandlungsposition unter
die Verfahren und den Rechtsrahmen der ersten Säule, der Europäischen Gemein-
schaft, gestellt sehen möchte. Zugleich soll die Bekämpfung des internationalen
Verbrechens verbessert und die Jurisdiktion des Europäischen Gerichtshofs für die
Justiz- und Innenpolitik insgesamt begründet werden16.

Durch alle Stellungnahmen der Bundesregierung und auf einem breiten Kon-
sens der politischen Kräfte in der Bundesrepublik Deutschland zieht sich die Beto-
nung der notwendigen Stärkung der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik
(GASP) in beiden Komponenten. Seit Beginn der Debatte hat sich die Bundesre-
gierung für die Schaffung einer Planungs- und Analyseeinheit ausgesprochen; erst
im Vorfeld der Regierungskonferenz hat sie dagegen den Vorschlag Frankreichs
aufgegriffen, einen Generalsekretär an die Spitze dieser Einheit zu stellen, um die-
ser „Gesicht und Stimme"17 zu geben. Anders als in Paris, wo man ein Äquivalent
zum Generalsekretär der NATO im Kopf und mit dem früheren Staatspräsidenten
Valery Giscard d'Estaing einen möglichen Kandidaten parat hätte, läuft das Bon-
ner Konzept auf eine eindeutige Unterordnung unter den Außenministerrat hinaus.
Wiederholt hat Klaus Kinkel die Vorstellung eines europäischen Außenministers
abgelehnt18. Im Entscheidungsprozeß drängt die deutsche Europapolitik über eine
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„positive Enthaltung" hinaus schon seit langem auf die Einführung von qualifizier-
ten Mehrheitsentscheidungen, allerdings nicht für den Bereich der Verteidigungs-
politik und unter Wahrung einer Veto-Möglichkeit für den Fall besonderer Betrof-
fenheit einzelner Mitgliedstaaten. Andererseits möchte Bonn die Verpflichtung
zum gemeinsamen Handeln deutlicher ausdrücken19 und befürwortet daher die Ein-
führung einer Solidarklausel in den Vertrag sowie die Finanzierung der GASP „in
der Regel" aus dem Haushalt der Union unter Anwendung der geltenden Haus-
haltsverfahren. Im Blick auf die Sicherheits- und Verteidigungspolitik hält die Bun-
desregierung an der Rolle der WEU als Sicherheitsagentur fest und hat in die Ver-
handlungen ein Konzept zur schrittweise angelegten vollständigen Integration der
Westeuropäischen Union in die EU vorgelegt. Priorität für die Regierungskonfe-
renz besitzt daraus die Verankerung des Ziels der Eingliederung im Vertrag, die
Explizierung einer Leitlinienkompetenz des Europäischen Rates über die WEU
und die Übernahme der sog. Petersberg-Aufgaben der WEU als Ziele der GASP in
den EU-Vertrag. Praktisch alle Bestandteile der deutschen Reformposition sind
trotz einiger Interpretationsdifferenzen zugleich Bausteine der gemeinsamen
deutsch-französischen Position.

Bilanz: Deutschlands Interessen in und an Europa

Seit der Entdeckung der neuen Rolle und Position Deutschlands gehört das Räson-
nieren über deutsche Interessen, eine mögliche Hegemonie und über Balanceach-
sen für und gegen das neue deutsche Gewicht zum geistigen Gehalt der neuen deut-
schen Frage in Europa. Weniger denn je bewegt dabei die „deutsche Ungewißheit",
das mangelnde Vertrauen in die Integrationswilligkeit der Deutschen in die Struk-
turen des Westens, die Gemüter jenseits der deutschen Grenzen. Vielmehr bereitet
das Gegenbild Sorgen, die Perspektive eines engagierten und aktiven Deutschland
in Europa, dessen Macht und Einfluß und Zentralität in allen wichtigen Fragen
praktisch jede Lösung ohne oder gegen Deutschland ausschließen. In diesem Sinn
wird der deutsche Reformeifer in Großbritannien bisweilen als neue Form des
Kolonialismus verspottet, werden die Aussagen des deutschen Finanzministers in
Italien als persönliche Beleidigung empfunden. In Frankreich ist die Sorge von der
eigenen Marginalisierung noch immer nicht geschwunden, doch hat die französi-
sche Deutschland- und Europapolitik unter Chirac schneller Tritt gefaßt als erwar-
tet. Nach der auch für die deutschen Partner überraschenden Ankündigung der
Wehrreform hat Frankreich in der Sicherheits- und Verteidigungspolitik Momen-
tum zurückgewonnen und sich wie dem Nachbarn Handlungs- und Innovations-
fähigkeit bewiesen. Daß sich in der Währungsunion und zunehmend auch in ande-
ren Feldern der Integration deutsche Präferenzen durchsetzen, gibt anderenorts
Anlaß zur Sorge. Ralf Dahrendorf, von Herzen Brite, beobachtete: Die Deutschen
„drängen auf eine europäische Integration unter deutschen Bedingungen. Sie drän-
gen nicht auf eine europäische Integration, die die ganz andersartigen Bedingun-
gen anderer Länder wirklich akzeptiert"20. Unter solcherart geprägten perzeptiven
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Vorzeichen verwundert nicht, daß die Bemerkung Helmut Kohls, die europäische
Einigung voranzubringen sei eine Frage von Krieg und Frieden im 21. Jahrhun-
dert21, vor allem in Großbritannien gründlich mißverstanden wurde. Die Regie-
rungserklärung des Kanzlers enthielt jedoch auch eine Mahnung nach innen: In
Deutschland nehmen die machtstaatlich inspirierten Reserven gegenüber der Inte-
gration zu, sichtbar an der schwelenden Debatte über den gewiß zu hohen Finanz-
beitrag, der Konjunktur von Konföderationsüberlegungen in politischen und aka-
demischen Zirkeln und der Warnung vor einer zu weitgehenden Integration, die
Deutschlands Autonomie in der internationalen Politik unbillig schwächen könnte.
Noch geben, wie Günther Hellmann analysiert hat, die „Europäer" in Politik und
Wissenschaft den Ton an, doch ihr Credo ist nicht unbestritten22. Die Realität
spricht gegen eine nationale Option: Deutschland schaffe sich die Institutionen, die
es in Europa brauche, und werde sie erfolgreicher nutzen als andere, schlußfolgern
die britischen Deutschlandexperten Bulmer und Paterson23. Soll dies Wirklichkeit
werden, so müßten mentale Reserven, wie sie der gewöhnlich scharfsinnige Johan-
nes Gross unlängst gegenüber der Ausweitung von Mehrheitsentscheidungen aus-
gesprochen hat, argumentativ überwunden werden: „Wenn ein Mächtiger von weni-
ger Mächtigen umgeben ist, ein Reicher von weniger Reichen, ein bereitwilliger
Zahler von weniger freundlichen, wird er kaum gut beraten sein, auf die Chance zu
drängen, überstimmt zu werden"24.
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